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1. Einleitung 

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit dem Vorschlag für eine Verordnung des 

Rates über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft. Dieser sieht vor, eine 

neue europäische Rechtsform für KMU zu schaffen, welche Niederlassungen und 

die Tätigkeit im Binnenmarkt der EU erleichtern soll. Dadurch soll die 

Wettbewerbsfähigkeit der KMU gesteigert werden, die immerhin 99% der 

Unternehmen in der EU repräsentieren.1 Der Vorschlag ist daher den spezifischen 

Bedürfnissen von KMU angepasst. Gleichwohl soll die neue europäische Rechtsform 

auch von großen Unternehmen verwendet werden können. Durch den Vorschlag 

sollen Unternehmen eine SPE einheitlich einfach und flexibel gründen können. 

Bislang ist lediglich ein Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Statut der  

Europäischen Privatgesellschaft entworfen worden, welcher Thema dieser Arbeit ist. 

Die Arbeit ist in zwei Teile gegliedert. Im ersten Teil wird zunächst der Inhalt der VO 

präsentiert. Darauf aufbauend werden die Begründungen der Kommission für den 

jeweiligen Inhalt dargestellt. Der zweite Teil behandelt sodann die Rezeption 

interessierter Kreise. In diesem Teil werden die Stellungnahmen ausgewählter 

Kammern, Verbände und Vereine aus Deutschland zum SPE-Statut vorgestellt und 

erläutert. Insbesondere sollen hier mögliche Änderungs-, Ergänzungs-, bzw. 

Verbesserungsmöglichkeiten formaler oder inhaltlicher Art aufgezeigt werden. Die 

daraus gewonnenen Erkenntnisse sollen letztlich die Frage beantworten, wie der 

VO-Vorschlag in Deutschland aufgefasst wurde und ob eine Kompetenznorm seitens 

der EU gegeben ist, eine solche VO einzuführen. 

2. Die Hauptinhalte der Verordnung im Überblick 

Im zweiten Kapitel der vorliegenden Arbeit wird dem Leser ein Überblick über den 

Inhalt des Vorschlags für das Statut der Europäischen Privatgesellschaft gegeben. 

Die Gliederung lehnt sich zur Übersichtlichkeit an die Original-Gliederung des 

Vorschlags an. Zusätzlich zum Inhalt der jeweiligen Artikel des VO-Vorschlags wird 

der Autor zudem die Begründungen der Kommission einfließen lasse n, die 

Aufschluss über die Absicht einiger Artikel geben sollen.  

                                                                 
1 http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/facts-figures-analysis/index_de.htm. 
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2.1. Grundlagen und Definitionen  

Im Zuge des Small Business Act für Europa (SBA)2, der im Juni 2008 angenommen 

wurde, schlägt die Kommission eine Verordnung für das Statut der Europäischen 

Privatgesellschaft (im nachfolgenden VO genannt) vor. Das Statut für die 

Europäische Privatgesellschaft (im nachfolgenden SPE) soll eine gemeinsame 

europäische Gesellschaftsrechtsform schaffen. Diese Maßnahme soll den kleinen 

und mittleren Unternehmen (KMU) die „Geschäftstätigkeit der KMU im Binnenmarkt 

erleichtern und folglich ihre Marktleistung verbessern“3. Der SBA definiert „KMU“ als 

Unternehmen, die maximal 250 Arbeitnehmer beschäftigen, deren jährliche 

Umsatzerlöse maximal EUR 50 Millionen betragen oder die eine Bilanzsumme 

aufweisen, die kleiner ist als EUR 43 Millionen.4 Eine solche Förderung von KMU ist 

sinnvoll, da diese 99% aller Unternehmen in der Union ausmachen.5 Der Vorschlag 

ist daher auf die spezifischen Bedürfnisse der KMU ausgerichtet und soll einen 

einheitlichen Rechtsrahmen für die Gründung einer SPE in allen Mitgliedsstaaten 

schaffen. Insbesondere auf die Kostensenkung bei Gründung einer solchen 

Gesellschaft wurde in diesem Vorschlag besonders geachtet.6 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                                 
2 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts - und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen - Vorfahrt für KMU in Europa - Der „Small Business Act“ für 
Europa {SEK(2008) 2101} {SEK(2008) 2102} vom 25.06.2008. 
3 Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft,  S. 2. 
4 EMPFEHLUNG DER KOMMISSION vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie 
der kleinen und mittleren Unternehmen (K(2003) 1422) vom 20.05.2003, S. 2. 
5 http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sme/facts-figures-analysis/index_de.htm. 
6 Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft,  S. 2. 
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Abbildung 17 

 

Auf Regelungen, die das Arbeits- bzw. Steuerrecht, die Rechnungslegung oder die 

Insolvenz betreffen, geht der Vorschlag nicht ein. Ebenfalls unbehandelt bleiben 

vertragliche Rechte bzw. Verpflichtungen der SPE, sofern diese nicht durch die 

Satzung geregelt werden. Die vorangegangenen Regelungen, die der Vorschlag 

nicht umfasst, unterliegen dem jeweils anwendbaren innerstaatlichen Recht eines 

Mitgliedsstaates bzw. dem Unionsrecht.  

 

2.2. Allgemeine Bestimmungen 

Im Kapitel 2.2. werden die allgemeinen Bestimmungen bezüglich der SPE 

beschrieben. Die nachfolgenden Artt. 1 bis 4 VO definieren den Gegenstand, die 

allgemeinen Begriffsbestimmungen, die Gründungsvoraussetzung sowie die 

Regelungen, die auf die SPE Anwendung finden. 

 

2.2.1. Gegenstand 

Art. 1 der VO bestimmt ihren Gegenstand der Regelung. Die Artt. 1 bis 48 der VO 

stellen sowohl die Voraussetzungen für die Gründung als auch die Bestimmungen 

bei der Verwendung von Gesellschaften mit der Rechtsform der Europäischen 

                                                                 
7 http://www.net4lawyer.com/wirecht/uploads/EuropaeischePrivatgesellschaft/SPE_Eckdaten.jpg. 


